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Magdeburg, 18. Mai 2022 

Mitgliederinformation 
 
Liebe Mitglieder, 
 
seit der Mitgliederinformation vom 31. März 2022 gibt es wieder Neues zu berichten. Vorab aber 
der Hinweis, dass sich die Redaktion dazu entschieden hat, künftig in Spalten zu schreiben. Vielleicht 
tragen diese kleine Umstellung und ein geringerer Zeilenabstand zu besserer Lesbarkeit bei ...  
 
 
Aus dem Bundesverband: 
 
Vom 27. bis 29. April 2022 fanden die Gremien-
sitzungen des DRB in Berlin statt, an denen für 
unseren Verband Maria Schwabe, Olaf Braun 
und Christian Hoppe teilgenommen haben. Die 
Tagungsatmosphäre war gut, wenngleich es teils 
kontroverse Debatten gab. Zu Gast war der DRB 
in der Bayerischen Landesvertretung beim Bund. 
 
Im Bundesvorstand, der am 28. April 2022 tagte, 
ging es um die strategische Ausrichtung der Ver-
bandspolitik. Barbara Stockinger, seit kurzem 
neue Vorsitzende des Bayerischen Richterver-
eins, berichtete über die zurückliegende Arbeit 
der DRB-Spitze, bestehend aus beiden amtieren-
den Vorsitzenden und dem Präsidium, und über 
zuletzt geführte Gespräche, u.a. mit Bundesjus-
tizminister Marco Buschmann (FDP) und Vertre-
tern anderer Berufsverbände (DAV).  
 
Zudem hat der Bundesvorstand die Mitglieder 
von Großer Strafrechtskommission und Besol-
dungskommission neu bestimmt. Aus Sachsen-
Anhalt sind unsere Mitglieder VRiLG Stefan 
Caspari und RiFG Harald Simböck weiter dabei. 
 
Präsidiumsmitglied Marco Rech, zuständig für 
Besoldungsfragen, teilte mit, dass die aktuelle 

Entwicklung der bundesweiten Besoldung wie-
derholt mit Sorge beobachtet werde. In vielen 
Ländern – bekanntlich auch in Sachsen-Anhalt – 

Bundesjustizminister Marco Buschmann (FDP)  
per Videobotschaft 
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sei die Tendenz zu beobachten, über Familienzu-
schläge eine Unterschreitung des Lohnabstands-
gebots zu beheben anstatt die „reguläre 
Besoldung“ anzuheben. Mit Blick auf Gehalts-
steigerungen in der Privatwirtschaft und einer 
spürbaren Verschiebung des Besoldungsgefüges 
innerhalb der Laufbahnen wird der DRB ein 
neues Gutachten zur Besoldung beauftragen. 
 
Zentrale Themen im Austausch der Landes- und 
Fachverbandsvorsitzenden (traditionell die 
„Kurfürstenrunde“) bildeten die Nachwuchsge-
winnung sowie der insgesamt noch schleppende 
und gleichwohl zwischen den Bundesländern 
unterschiedlich feststellbare Fortschritt bei der 
Digitalisierung. Das Erstaunen aller richtete sich 
auf die „bescheidene“ Situation in Sachsen-An-
halt. Die Kolleginnen und Kollegen in Baden-
Württemberg dürften mittlerweile wohl schon 
ziemlich weit sein und den höchsten Nutzen zie-
hen. 
 
Das Präsidium berichtete über seine bisherigen 
Aktivitäten, Hilfe für vom Krieg in der Ukraine 
betroffene Kolleginnen und Kollegen zu organi-
sieren. Der Appell richtet sich an alle Mitglieder, 
etwaige Hilfen oder Hilfsangebote auch weiter 
an die Bundesgeschäftsstelle oder die freige-
schaltete Onlineplattform (die Mail vom 08. Ap-
ril 2022 dazu ging bereits herum) mitzuteilen. 
 
Die Bundesvertreterversammlung begann mit 
einer Videobotschaft von Bundesjustizminister 
Buschmann, der nach dem bundesweit erfolg-
reichen „Pakt für den Rechtsstaat“ nun einen 
zweiten Pakt, den „Digitalpakt“ für die Justiz 
Deutschlands, angekündigt hat, u.a. mit Einfüh-
rung eines bundeseinheitlichen Systems für Vi-
deoverhandlungen in den Gerichten, an dem die 
Arbeiten bereits laufen. Für Entlastung bei Klein-  
und Massenforderungen soll ferner ein zivilge-
richtliches Voll-Onlineverfahren sorgen. 

Joachim Lüblinghoff wies für das Präsidium auf 
dessen Tätigkeit seit der letzten Bundesvertre-
terversammlung und auf die als außerordentlich 
gut zu bezeichnenden Kontakte des DRB in die 
Politik und ins Parlament hin, durch die es mög-
lich gewesen sei, in den Koalitionsverhandlun-
gen nach der Bundestagswahl 2021 wichtige 
Themen des DRB zu platzieren. 
 
Nach Änderung der DRB-Satzung in der Bundes-
vertreterversammlung in Dessau-Roßlau im Sep-

tember 2021 war der Weg frei zur Neuwahl der 
DRB-Führungsspitze aus Präsidium und nun-
mehr zwei Vorsitzenden. Die Wahl fiel auf An-
drea Titz (Bayern) und Joachim Lüblinghoff 
(Nordrhein-Westfalen), die im „Tandem“ kandi-
diert und mit 340 von 365 Stimmen (93,15 Pro-
zent) auch die Stimmen unseres Landes-
verbandes und einen klaren Führungsauftrag 
bekommen haben. 
 
Inhaltlich Thema waren die künftigen, aber bei 
weitem noch nicht zu Ende gedachten Pläne des 
BMJV zur audiovisuellen Dokumentation der 

Nach ihrer Wahl: Andrea Titz und Joachim Lüblinghoff  
zwischen Maria Schwabe und Christian Hoppe 
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Hauptverhandlung in Strafsachen und die aktu-
ellen Entwicklungen bei PEBB§Y. Um die Nach-
wuchsgewinnung zu erleichtern, plant der 
Bundesverband ein Leitfaden für Assessorinnen 
und Assessoren. 
 
Andrea Titz hat in ihrer Rolle als Chef-Organisa-
torin auf den Richter- und Staatsanwaltstag hin-
gewiesen, der unter dem Titel „Programmiertes 
Recht – absolute Gerechtigkeit?“ vom 29. bis 
31. März 2023 in Weimar stattfinden wird. Der 
Landesverband plant, für die Teilnahme von Mit-
gliedern erneut eine finanzielle Unterstützung 
zu gewähren. Details folgen.  
 

Die nächste Bundesvorstandssitzung ist im No-
vember dieses Jahres in Münster. Die nächste 
Bundesvertreterversammlung findet im Herbst 
2023 in Erfurt statt. Gastgeber wird dann der 
Landesverband Thüringen sein. 
 
Weitere Informationen zu den Gremiensitzun-
gen sind den zum Teil schon weitergeleiteten 
Mails des Bundesverbands zu entnehmen. 
 
 
 
 
 
 
 

Aus dem Landesverband: 
 
Jungrichterseminar des DRB – ein Erfahrungsbericht 
von Richter Philipp Stellet, z. Zt. AG Haldensleben, Mitglied in der Bezirksgruppe Magdeburg 
 
Vom 22. bis 24. April 2022 habe ich zusammen 
mit 17 anderen jungen Kollegen am vom Deut-
schen Richterbund ausgerichteten Jungrichter-
seminar in Berlin teilgenommen. 
Das Seminar begann am Freitagabend mit ei-
nem Empfang im Haus des Rechts des DRB. 
Dieser bot eine erste Möglichkeit zum gegen-
seitigen Kennenlernen. Zudem hielt Ri’inBGH 
Dr. Daubner einen Vortrag über Abordnungs-
möglichkeiten an den BGH als wissenschaftli-
che Hilfskraft. 
Der Schwerpunkt des Folgetags lag ebenfalls in 
der Darstellung verschiedener Abordnungs-
möglichkeiten. Zunächst erläuterten zwei Re-
ferenten ausführlich die Abordnungsmöglich-
keiten zu europäischen und internationalen In-
stitutionen. Ergänzt wurde dies durch den Er-
fahrungsbericht des RiLG Rollberg, der derzeit  
an die Berliner Landesvertretung in Brüssel ab-
geordnet ist. 
 

 
Jedoch standen nicht nur internationale Ab-
ordnungen, sondern auch innerstaatliche Ab-
ordnungen beispielsweise an das Bundes-
ministerium der Justiz, dem Generalbundesan-
walt oder an das Bundesverfassungsgericht im 
Fokus. Abgerundet wurde der Tag schließlich 
durch einen gemeinsamen Restaurantbesuch, 
der reichhaltige Möglichkeiten zum Erfah-
rungsaustausch unter Kollegen bot. 
 
Schließlich wurde das Seminar am letzten Tag 
durch einen sehr interessanten autobiographi-
schen Vortrag des Präsidenten des Braun-
schweiger Oberlandesgerichts und einer 
Diskussionsrunde über richterliche Ethik abge-
rundet. 
Das Seminar empfand ich insgesamt als sehr 
gewinnbringend. Zwar dürfte jedem Assessor 
grundsätzlich klar sein, dass es Abordnungs-
möglichkeiten gibt, so zum Beispiel die Erpro-
bungsabordnung zum OLG, jedoch ist es 
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schwierig, genauere Informationen zu recher-
chieren. Dieses Seminar bot die Möglichkeit, 
sich hierüber aus erster Hand zu informieren. 
Zudem machten insbesondere die eigenen Er-
fahrungsberichte der Referenten den Seminar-
verlauf sehr kurzweilig. 
 
Die vorgestellten Abordnungsmöglichkeiten an 
den BGH, GBA oder dem BMJ richten sich vor-

nehmlich an Kollegen mit mindestens fünf Jah-
ren Berufserfahrung. Dies sollte jedoch auch 
jüngere Kollegen nicht an einer Seminarteil-
nahme hindern, denn die Organisation einer 
Abordnung braucht bekanntlich einen gewis-
sen zeitlichen Vorlauf. Daher kann ich nur er-
mutigen, sich für das Seminar zu bewerben, 
welches abhängig von der Corona-Lage nun-
mehr auch zweimal im Jahr stattfinden soll. 
 

Internetkriminalität als Schwerpunkt – Die Zeit ist reif! 
von Richter Dr. Lorenz Bode, LLM, z. Zt. MJ,  
Vertreter der Staatsanwaltschaften im Landesvorstand 
 
Schwerpunktsetzung. Dieser nicht selten als 
Aufforderung verstandene Begriff ist Juristin-
nen und Juristen gut bekannt. Denn sie müs-
sen, spätestens seit den Examensklausuren, 
immer wieder Schwerpunkte bei ihrer Tätigkeit 
setzen. Wenn man daher heutzutage bevor-
zugt von Fachanwälten oder besonders zertifi-
zierten Spezialisten Rechtsrat einholt, ist das 
nur die konsequente Fortsetzung des universi-
tären Spezialisierungsdogmas, das zugleich 
Ausdruck einer immer komplexer werdenden 
Rechtswelt ist, in der Internationalität, grenz-
überschreitende Sachverhalte und digitaler 
Wandel längst zum Alltag gehören. Damit müs-
sen auch die Behörden, insbesondere die 
Staatsanwaltschaften als Strafverfolgungsbe-
hörden umgehen. Und wer als Staatsanwältin 
oder Staatsanwalt heute noch im wahren 
Wortsinne die „Herrschaft über das Ermitt-
lungsverfahren“ innehaben will, muss – egal, 
ob im Umgang mit der Polizei oder der Vertei-
digung – auf der Höhe der Zeit sein.  
 
Dabei entspricht die Vorstellung vom Staatsan-
walt als echtem Allrounder, der vom Mord bis 
zur Steuerhinterziehung alle Bereiche des 
Strafrecht- und Strafverfahrensrechts fest im 

Griff hat, immer weniger der Realität. Vielmehr 
erscheint es auch bei der Strafverfolgung ange-
sichts einer zunehmenden Komplexität zwi-
schenmenschlicher Beziehungen sinnvoll, 
Schwerpunkte durch Spezialisierung zu setzen. 
Ein Bereich, der besonders dazu geeignet ist, 
als Spezialgebiet ausgebaut zu werden, ist die 
sogenannte Internetkriminalität. Wer sich 
fragt, warum es eine solche Schwerpunktset-
zung braucht, der möge einen kurzen Blick in 
den Geschäftsverteilungsplan seiner örtlichen 
Staatsanwaltschaft werfen und sagen, ob er 
anhand von Begriffen wie „Cybercrime“ oder 
„Computerkriminalität“ erklären kann, welche 
Straftaten den entsprechenden Sonderdezer-
naten und welche weiterhin der Allgemeinab-
teilung oder gar dem Bereich Wirtschaft 
zugeordnet sein sollen. Fakt ist, Internetkrimi-
nalität ist ein strafrechtlicher Phänomenbe-
reich, der sich – ausgehend vom geradezu 
klassischen Ebay-Betrug über Wirtschaftscy-
bercrime, etwa mittels gefakter Tradingplatt-
formen für Krytowährungen, bis hin zu Kinder-
pornographie und illegalem Drogenhandel 
über das sogenannte Darknet – nicht länger in 
den hergebrachten Mustern der Geschäftsver-
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teilungspläne denken lässt, von Ermittlungs-
technik und -taktik gar nicht erst zu sprechen. 
Das wiederum sollte auch den Verantwortli-
chen in der Landesjustizverwaltung zu denken 
geben, wobei ein erster wichtiger Schritt die 
Identifikation dieser (künftigen) Herausforde-
rungen bei der Strafverfolgung ist.  
 
Im nächsten Schritt muss auf diese Herausfor-
derung angemessen reagiert werden. Insofern 
erscheint es – schon angesichts der kontinuier-
lich steigenden Fallzahlen (vgl. nur Bundeslage-
bild Cybercrime des BKA 2020) – angebracht, 
auch in Sachsen-Anhalt eine Schwerpunkt-
staatsanwaltschaft beziehungsweise eine 
Zentralstelle für Internetkriminalität einzurich-
ten. Dies würde nicht nur eine Entlastung der 
übrigen Kolleginnen und Kollegen bedeuten. 
Wenn solche Verfahren künftig „aus einer 
Hand“ geführt würden, ließen sich dadurch vor 

allem zeitaufwendige und teure Doppelverfah-
ren vermeiden. Darüber hinaus könnte durch 
gezielte Schulungen, einen länderübergreifen-
den Erfahrungsaustausch sowie die Hinzuzie-
hung von IT-Fachkräften, insbesondere 
Informatikern, bereits binnen kurzer Zeit ein 
hoher Spezialisierungsgrad erreicht werden. 
Ähnlich den Spezialabteilungen bei der Polizei, 
insbesondere beim LKA (in Sachsen-Anhalt: 
„Cybercrime Competence Center – 4C“), soll-
ten auch die Staatsanwaltschaften ein solches 
„Kompetenzzentrum“ für den Bereich Inter-
netkriminalität besitzen, um Internetkriminali-
tät – in all ihren Facetten – effektiv bekämpfen 
zu können. Wer dabei höhere Personalkosten 
fürchtet, dem sei nur entgegnet, dass sich Ver-
mögensabschöpfungen gerade im Bereich von 
Kryptowährungen (1 Bitcoin = ca. 37.000 Euro) 
besonders lohnen. Worauf warten wir also? 

 
 
Aus den Bezirks- und Fachgruppen: 
 
Berichte liegen nicht vor. 
 
 
Vorankündigung 
 
Im Herbst dieses Jahres gibt es ein Jubiläum zu 
feiern. Unser Landesverband wird 30 Jahre alt! 
Der Vorstand plant deshalb eine Feier, zu der 
alle Mitglieder eingeladen werden sollen. Als 

 
Termin ist dafür Donnerstag, der 29. Septem-
ber 2022, vorgesehen. Es wird gebeten, sich 
den Termin schon einmal vorzumerken und 
auch freizuhalten. Details folgen.  

 
 
 
Der Landesvorstand 


